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Rechtsmittelbelehrung Abstimmungsunterlagen
Gemäss § 83 und § 88 des Gesetzes vom 7. September 1981 über die poli-
tischen Rechte (SGS 120; nachfolgend: GpR) stehen bei kantonalen Wahlen 
und Abstimmungen folgende Rechtsmittel zur Verfügung:
Wegen Verletzung des Stimmrechts oder wegen mangelhafter Vorbereitung 
und Durchführung von Abstimmungen und Wahlen kann beim Regierungsrat 
Beschwerde erhoben werden.
Beschwerden an den Regierungsrat sind innert dreier Tage seit der Entde-
ckung des Beschwerdegrunds bzw. seit der Eröffnung der Verfügung bei der 
Landeskanzlei, Rathausstrasse 2, 4410 Liestal, einzureichen, spätestens je-
doch am dritten Tag nach der ordnungsgemässen Veröffentlichung des Ergeb-
nisses im Binninger Anzeiger.
Beim Kantonsgericht kann Beschwerde erhoben werden gegen Verfügungen, 
Handlungen und Unterlassungen des Regierungsrats wegen Verletzung des 
Stimmrechts oder wegen mangelhafter Vorbereitung und Durchführung von 
Abstimmungen und Wahlen sowie gegen Verfügungen der Landeskanzlei 
nach dem GpR. Beschwerden an das Kantonsgericht sind innert dreier Tage 
seit Eröffnung des Entscheids bzw. der Verfügung dem Kantonsgericht (Ab-
teilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht), Bahnhofplatz 16, 4410 Liestal, 
einzureichen.
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An die Stimmberechtigten
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie erhalten mit diesen Abstimmungsinformationen eine Vorlage, über die am 
18. Mai 2025 auf kommunaler Ebene abgestimmt wird.

Nichtformulierte «Initiative für einen Birsig-
park» 

Abstimmungsfrage
«Wollen Sie die nichtformulierte ‹Initiative für einen Birsigpark› annehmen?»

Empfehlung Gemeinderat
Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, die Initiative abzulehnen und 
am 18. Mai 2025 wie folgt zu stimmen: 
Nein zur nichtformulierten «Initiative für einen Birsigpark»

Resultate Abstimmung Einwohnerrat 
Der Einwohnerrat hat an seiner Sitzung vom 4. November 2024 die nichtformulier-
te «Initiative für einen Birsigpark» für gültig erklärt und diese mit 24:13 Stimmen 
(bei einer Enthaltung) angenommen (Beschluss Nr. 3 zu Traktandum 4, Geschäft 
Nr. 25). Gegen diesen Beschluss wurde das Behördenreferendum ergriffen. Mit 
16 JA und 22 NEIN (keine Enthaltung) wurde die Zustimmung von mindestens 
einem Drittel der anwesenden Mitglieder des Einwohnerrates erreicht. Deshalb 
wird die nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark» der Urnenabstimmung 
unterstellt. 
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Das Wichtigste in Kürze
Am 10. Januar 2024 ist die nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark» 
mit 589 gültigen Unterschriften zustande gekommen. Der Einwohnerrat hat 
die Initiative an seiner Sitzung vom 4. November 2024 für gültig erklärt und 
diese angenommen. Er hat sie aber aufgrund eines Behördenreferendums 
der Urnenabstimmung unterstellt.

Was beinhaltet die Initiative?
Im Zuge des Doppelspurausbaus im Bereich Spiesshöfli mussten sämtliche Lie-
genschaften entlang der Bottmingerstrasse im fraglichen Bereich geräumt und 
abgerissen werden. Nachdem nun der Doppelspurausbau der BLT-Tramlinien 
10/17 abgeschlossen wurde, kann das Areal, das mit dem neuen Erschliessungs-
weg 6599 m2 umfasst, wieder gemäss seiner ursprünglichen Bestimmung genutzt 
werden. Die privaten Grundeigentümerinnen haben deshalb gemeinsam mit der 
Gemeinde eine Quartierplanung erarbeitet. Anstelle der vorher 78 Wohnungen 
sollen neu 91 Wohneinheiten entstehen. 
Die Initiative fordert dagegen eine vollständige Umzonung des betroffenen Ge-
biets Spiesshöfli in eine Zone für öffentliche Werke und Anlagen (OeWA), mit dem 
Ziel, dort eine Grünanlage ohne Hochbauten zu realisieren.
Mit der Forderung nach einer Grünanlage widerspricht die Initiative den Absich-
ten der privaten Grundeigentümerschaften, welche auf ihren Grundstücken mit-
tels einer Quartierplanung eine neue Wohnbebauung – ohne Hochhäuser – mit 
Freiflächen realisieren möchten, nachdem die vorherige Wohnbebauung aufgrund 
des Doppelspurausbaus der Tramlinie zurückgebaut werden musste.

Was passiert bei Annahme der Initiative?
Wird die Initiative angenommen, hat der Einwohnerrat innerhalb eines Jahres ab 
Zustimmung neue Zonenvorschriften für den betroffenen Bereich im Sinne des Be-
gehrens zu erlassen. Diese Vorschriften müssten jedoch zunächst im Auftrag der 
Gemeinde (Mitwirkungsverfahren) neu erarbeitet werden. Nach dem Beschluss 
des Einwohnerrats folgt das Auflageverfahren. Mit der Genehmigung durch den 
Regierungsrat Basel-Landschaft wird die neue Zone für öffentliche Werke und 
Anlagen (OeWA) rechtskräftig.
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Weil in einer OeWA-Zone nur öffentliche Werke und Anlagen zur Erfüllung öffent-
licher Aufgaben gebaut werden dürfen, würde der bisherige oder voraussehbare 
künftige Gebrauch der dortigen Grundstücke eingeschränkt bzw. untersagt. Die 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer (BLT, Kanton BL und Albert Lück-
Stiftung) würden durch diese Auszonung enteignet. Die Gemeinde müsste den 
Wertverlust der Grundstücke voll entschädigen. Zudem wäre sie für die Finanzie-
rung und den langfristigen Unterhalt des Parks verantwortlich.
Es besteht rechtlich eine gewisse Unsicherheit über die genaue Höhe des zu ent-
schädigenden Grundstückwerts. Dieser kann zwischen 10,8 und 18,1 Millionen 
Schweizer Franken betragen. Die Planung und Erstellung eines Parks würde ge-
schätzt 2,8 Millionen Schweizer Franken kosten. Hinzu kommen jährliche Kosten 
in Höhe von rund 100 000 Schweizer Franken für die Unterhaltspflege der Grün-
anlage.
Die geplante Wohnüberbauung, wie sie der Entwurf zum «Quartierplan Spiess
höfli» vorsieht, könnte nicht realisiert werden. Mit einem neuen Planungsverfah-
ren würde sich eine Neugestaltung der brachliegenden Flächen voraussichtlich 
um mehrere Jahre verzögern.

Was passiert bei Ablehnung der Initiative?
Wird die Initiative abgelehnt, kann der Gemeinderat den bereits erarbeiteten 
«Quartierplan Spiesshöfli» dem Einwohnerrat zur Genehmigung vorlegen. Diese 
Planung sieht eine verdichtete Wohnbebauung entlang der Bottmingerstrasse so-
wie begrünte, öffentliche Wege und Freiflächen im Uferbereich des renaturierten 
Birsig vor. 

Ausführliche Projektinformationen unter:
www.binningen.ch/mitwirkung-spiesshoefli

Die Entscheidung liegt schlussendlich bei der Bevölkerung, 
die an der Urne über die Zukunft des Areals abstimmen 
wird.
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Die Vorlage im Detail
Die kommunale «Initiative für einen Birsigpark» fordert den Erlass einer 
neuen Zone für öffentliche Werke und Anlagen (OeWA) auf dem Gebiet 
Spiesshöfli östlich des Birsig und allenfalls weiterer angrenzender Parzel-
len. Nach heute geltender Rechtslage befinden sich die von der Initiative 
betroffenen Parzellen in der Wohn- und Geschäftszone WG3. Der Einwoh-
nerrat hat am 26. August 2024 eine Zone mit Quartierplanpflicht für das Ge-
biet beschlossen. Der Gemeinderat hat inzwischen die Genehmigung beim 
Regierungsrat Basel-Landschaft beantragt. Seit mehreren Jahren arbeitet 
die Gemeinde zusammen mit der betroffenen Grundeigentümerschaft an 
einer Arealentwicklung, die eine nachhaltige Neubebauung mit öffentlich 
zugänglichem Grünraum entlang des Birsig schaffen soll, da die vorherigen 
Wohngebäude dem Doppelspurausbau weichen mussten. Vorgesehen sind 
91 Wohneinheiten, wovon zehn Prozent in Kostenmiete abgegeben werden. 
Dies als Ersatz für die 78 Wohneinheiten, die dem Doppelspurausbau wei-
chen mussten. Die nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark» wider-
spricht der geltenden Nutzungsplanung und dem geplanten Quartierplan 
und fordert eine vollständige Umzonung des betroffenen Gebiets mit dem 
Ziel, dort eine Grünanlage ohne Hochbauten zu realisieren.

Zustandekommen Initiative und bisheriger Planungsprozess
Die nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark» ist am 10. Januar 2024 mit 
589 gültigen Unterschriften zustande gekommen. Der Einwohnerrat hat die Ini-
tiative an seiner Sitzung vom 4. November 2024 für gültig erklärt und diese an-
genommen. Er hat sie aber aufgrund eines Behördenreferendums der Urnenab-
stimmung unterstellt.
Die Arealentwicklung entstand als Reaktion auf den Doppelspurausbau der Tram-
linie, bei dem Wohnraum unter anderem entlang der Bottmingerstrasse wegfiel 
und eine Neugestaltung des Bereichs notwendig wurde. Mit einem begleiteten 
Studienverfahren im Jahr 2019, das die Grundlage für den späteren Quartierplan-
entwurf bildete, hat die Gemeinde mit den privaten Grundeigentümerschaften 
ein neues Bebauungskonzept erarbeitet. Die öffentliche Mitwirkung im Jahr 2023 
brachte jedoch Kritik an der baulichen Dichte und dem Mangel an Freiraum. Als 
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Reaktion auf diese Quartierplanung wurde die Initiative lanciert. Inzwischen wur-
de die Planung aber angepasst, die Gebäudevolumen wurden reduziert und der 
Grünflächenanteil erhöht. 
Dem Initiativkomitee wurde die redimensionierte Planung an einem Dialoganlass 
persönlich vorgestellt mit der Möglichkeit, sich erneut inhaltlich zu beteiligen. Ei-
nen Rückzug der Initiative lehnten die Initianten trotz der Projektanpassungen ab.

Situation
Von der Initiative sind mindestens die im Plan 
rot umrandeten privaten Grundstückparzellen 
mit einer Gesamtfläche von 6599 m2 betroffen. 
Diese befinden sich im Eigentum der Albert 
Lück-Stiftung, der BLT Baselland Transport AG 
und des Kantons Basel-Landschaft. Als Parkflä-
che könnten maximal 5413 m2 genutzt werden, 
da die neue Strasse (gelb), welche die angren-
zenden Liegenschaften Bottmingerstrasse 50/52 
zukünftig erschliessen wird und bereits mit dem 
Tiefbauprojekt Doppelspurbaubau genehmigt 
wurde, einen Teil der Fläche beanspruchen wird. 

Konsequenzen der Initiative
Die nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark» und der «Quartierplan Spiess-
höfli» bieten unterschiedliche Zukunftsvisionen für das betroffene Areal in Binnin-
gen. Die Annahme oder Ablehnung der Initiative hat weitreichende Konsequenzen 
für die Gemeinde.

Bei einer Annahme
Die Annahme der Initiative würde bedeuten, dass das betroffene Areal in Binnin-
gen als Zone für öffentliche Werke und Anlagen (OeWA) ausgewiesen wird. Da-
durch würde auf dem gesamten Gelände eine öffentliche Parkanlage entstehen. 
Diese Massnahme hätte zwar positive ökologische und soziale Auswirkungen, da 
die Grünfläche zur Förderung der Biodiversität und zur Verbesserung des Mikro-
klimas beiträgt. Zudem könnte der Park der Bevölkerung als Naherholungsraum 
dienen. 
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Allerdings würde diese Entscheidung auch dazu führen, dass keine Wohnbebau-
ung auf dem Areal realisiert werden kann, wodurch der Wegfall von 78 Wohnein-
heiten bedingt durch den Doppelspurausbau nicht kompensiert werden könnte. 
Darunter würden auch kostengünstige Wohnungen, die dringend benötigt wer-
den, entfallen. Zudem würde eine Grünanlage nicht den Vorgaben des kantonalen 
Richtplanes entsprechen, der eine nachhaltige Innenentwicklung und die effizi-
ente Nutzung von zentral gelegenen Flächen fördert. Darüber hinaus müsste die 
Gemeinde die Kosten für die Entschädigung der privaten Grundstücke sowie für 
die Planung, die Errichtung und die Pflege des Parks tragen, was die kommunalen 
Finanzen belasten würde.
Bereits im September 2021 nahm der Einwohnerrat Kenntnis vom Ergebnis des 
begleiteten Studienverfahrens für das Spiesshöfli, auf das sich die anschliessen-
de Quartierplanung stützt. Aus der Politik folgte daraufhin kein Widerstand zu 
dieser Arealentwicklung. Das interfraktionelle Postulat «Bezahlbare Wohnungen 
auf dem Spiesshöfli-Areal ermöglichen» wurde im September 2023 an den Ge-
meinderat überwiesen. Die Forderungen nach kostengünstigem Wohnraum und 
die Kritik aus dem Mitwirkungsverfahren sind in die Quartierplanung eingeflos-
sen. Die Eigentümervertreterinnen und Eigentümervertreter haben die Planung 
über Jahre mit der Gemeinde entwickelt und in Treu und Glauben Planungskos-
ten investiert. Mittlerweile liegt eine aktualisierte Quartierplanung vor, welche 
die kantonalen Anforderungen gemäss Vorprüfungsbericht vom November 2024 
erfüllt. Aus den genannten Gründen erwartet die Grundeigentümerschaft eine 
vollumfängliche Entschädigung auf Basis des von der Gemeinde in Aussicht ge-
stellten Quartierplans. Neben der Entschädigung der Grundstückswerte werden 
seitens der Grundeigentümerschaft voraussichtlich auch Inkonvenienzentschädi-
gungen für die bisherigen Planungskosten, für Mietzinsausfälle und Landerwerbs-
kosten von der Gemeinde gefordert. Es besteht rechtlich deshalb eine gewisse 
Unsicherheit über die genaue Höhe des gesamten Grundstückswerts. Der Wert 
variiert zwischen 10,8 und 18,1 Millionen Schweizer Franken, je nachdem welche 
Nutzung zugrunde gelegt wird, WG3 (altrechtlich) oder die der «Quartierplanung 
Spiesshöfli». Für die Klärung dieser Frage und der daraus resultierenden Entschä-
digung für die materielle Enteignung gibt es keine Gerichtspraxis, im Zweifelsfall 
müssten also wohl Gerichte entscheiden. 
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Die Gemeinde hat eine Machbarkeitsstudie für einen Birsigpark beauftragt, um 
die weiteren finanziellen Folgen bei einer Annahme der Initiative genauer ab-
schätzen zu können. Das Planungsbüro hat für die Freiraumstudie folgende Ele-
mente in die Planung aufgenommen: Wiesenflächen mit Staudenpflanzungen und 
Bäumen, Fusswege und Brücke, Spielbereiche, Sitzgelegenheiten und Beleuch-
tung des Hauptwegs. Die Investitionskosten für die Planung und Erstellung eines 
Birsigparks betragen geschätzt 2,8 Millionen Schweizer Franken. Hinzu kommt die 
Unterhaltspflege der Grünanlage mit geschätzten jährlichen Kosten in Höhe von 
100 000 Schweizer Franken.
Zunächst müsste mit einer neuen Nutzungsplanung die Rechtsgrundlage für die 
Realisierung einer öffentlichen Grünanlage geschaffen werden. Zudem bräuchte 
es eine Einigung mit der privaten Grundeigentümerschaft über die Höhe der Ent-
schädigungsleistungen. Bis dahin läge die Fläche brach.

Bei einer Ablehnung
Im Falle einer Ablehnung der Initiative könnte der «Quartierplan Spiesshöfli» um-
gesetzt werden, der die Entwicklung einer hochwertigen Wohnüberbauung mit 
rund 90 Wohneinheiten vorsieht. Diese Bebauung würde nicht nur den Bedarf an 
zusätzlichem Wohnraum decken, sondern auch speziell auf kostengünstige Woh-
nungen abzielen, die für eine durchmischte Bevölkerungsstruktur wichtig sind. 
Gleichzeitig sieht der Quartierplan vor, den Birsig zu renaturieren und eine attrak-
tive, öffentlich zugängliche Grünfläche entlang des Flusslaufs zu schaffen, mit 
neuen Wegverbindungen und Spielflächen, welche zur ökologischen und städte-
baulichen Qualität des Gebiets beitragen. 
Für die Gemeinde entstünden dabei keine direkten Kosten, da die Finanzierung 
durch Investoren und den Kanton Basel-Landschaft übernommen wird. Im Gegen-
teil müssten die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer aufgrund der Mehr-
nutzung gegenüber heute der Gemeinde einen Infrastrukturkostenbeitrag bezah-
len, der für die Aufwertung des öffentlichen Raumes eingesetzt werden kann. 
Zusätzlich entspricht diese Massnahme den Vorgaben des kantonalen Richtplans, 
der eine nachhaltige Innenentwicklung und die effiziente Nutzung von zentral ge-
legenen Flächen fordert. 
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Fazit
Die Ablehnung der Initiative ermöglicht eine langfristige städtebauliche Entwick-
lung, die Wohnraum, Infrastruktur und ökologische Freiräume sinnvoll kombiniert, 
während die Annahme der Initiative an der Stelle mehr Grünraum schafft, jedoch 
mit hohen Kosten und einem Verzicht auf dringend benötigten Wohnraum ver-
bunden ist.

Stellungnahme des Initiativkomitees

Eine einmalige Chance für Binningen: JA zum Birsigpark
Die Talsohle von Binningen war bis vor fünfzig Jahren ein weitgehend grünes 
Band vom Zoo bis nach Bottmingen. In den folgenden Jahrzehnten wurde dieser 
Raum verbaut mit mehrstöckigen Liegenschaften und auch Hochhäusern. Es ent-
stand ein intensiv genutzter Siedlungsraum zwischen zwei oft überlasteten Ver-
kehrsachsen.
Die Problematik dieser Verdichtungspolitik ist mit dem Klimawandel nicht mehr zu 
übersehen. Von Bund und Kanton kommt daher die immer deutlichere Aufforde-
rung an die Gemeinden, solche Gebiete aufzulockern mit Hilfe von Entsiegelung, 
Bepflanzung und Schaffung von Luftkorridoren.
Genau dafür eignet sich das frei gewordene Spiesshöfliareal. Hier soll ein Grün-
raum statt einer weiteren Häuserschlucht hinkommen. Der Birsigpark lässt end-
lich eine grüne Lunge in der Talsohle entstehen. Da, wo sich im Sommer die Hitze 
staut, bringt er Durchlüftung und Kühlung dank dem Zusammenspiel von Vegetati-
on und Wasser. Er bietet aber auch allen Generationen der Binninger Bevölkerung 
eine nahe gelegene Möglichkeit für Erholung und Spiel.

•	 Ein überparteiliches Anliegen: Das Initiativkomitee «Birsigpark» besteht 
aus VertreterInnen aller Binninger Parteien. Es betreibt damit keine einseitige 
Interessenverfolgung. 

•	 Der Einwohnerrat sagt JA: Mit dem starken Mehr von 24 zu 13 Stimmen hat 
die Vertretung der BinningerInnen die Initiative angenommen. 
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•	 Eine ideale Lage für einen Park: Schon jetzt sind die beengten und 
schluchtartigen Verhältnisse am Birsig einem ausgreifenden und lichtdurchflu-
teten Raum gewichen. Mit der Gesamtheit von Park, renaturiertem Birsig und 
Uferweg wirkt das Ganze noch grosszügiger.  Dies zeigt die gute Eignung des 
Standorts für ein Parkprojekt. Eine dicht gedrängte, sechs- bis siebenstöckige 
Überbauung würde hingegen einen Rückschritt hinter den ehemaligen Zustand 
auf dem Spiesshöfliareal bedeuten.

•	 Endlich ein Grünraum in verdichtetem Gebiet: In der stark verbauten Tal-
sohle gibt es nur wenige und sehr beschränkte Orte für Spiel und Erholung. 
Ein solcher Zustand ist unhaltbar, umso mehr als zukünftige Vorhaben des Ge-
meinderats eine weitere Verdichtung erwarten lassen. Familien mit Kindern, 
ältere oder beeinträchtigte Personen, aber auch alle anderen BewohnerInnen, 
brauchen dringend Freiräume in der Nähe ihrer Wohnungen. Niemand kann 
oder will – vor allem an Hitzetagen – immer bis zu den Plateaus hinaufsteigen.

•	 Auch Binningen vom Kanton angemahnt: Die Talsohle von Binningen er-
scheint in den kantonalen Erhebungen als Hitzekanal. Die Liestaler Behörden 
haben deshalb an die Gemeinde appelliert, umgehende Schutz- und Linde-
rungsmassnahmen zu ergreifen.

•	 Eine einmalige Chance für mehr Freiraum: Sei es Allschwil, Aesch oder 
Birsfelden, sie alle haben ursprüngliche Pläne für Grossüberbauungen sistiert. 
Ihnen erscheint es unerlässlich, deutlich mehr Grünraum zu schaffen. Warum 
sollte dies in Binningen nicht auch gelten?

•	 Umsetzung der Bodeninitiative: Der Gemeinderat ist 2020 von den Bin-
ningerInnen verpflichtet worden, Landverkäufe durch den Kauf von anderen 
Objekten zu kompensieren. Er ist zurzeit damit im Rückstand. Mit dem Spiess-
höfliareal bietet sich ihm die Gelegenheit, seiner Aufgabe nachzukommen.

•	 Bautätigkeit schreitet weiterhin fort: Schon jetzt sind in der Talsohle und 
an den Flanken weitere Bauvorhaben in Planung, in Ausführung oder kürzlich 
fertiggestellt worden. Einer sinnvollen Verdichtung steht also nichts im Weg. 
Umso mehr gilt es diese mit einem Freiraum aufzulockern.

Nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark»� 11



•	 Ohne Millionenaufwand in die Zukunft investieren: Zur Erschaffung 
eines Freiraums im Spiesshöfli ist keineswegs ein millionenteurer Kauf der 
betroffenen Parzellen durch die Gemeinde nötig. Dank ihrer Planungshoheit 
ist es der Gemeinde möglich, über den Verhandlungsweg eine nachhaltige 
Lösung herbeizuführen. Nachdem sie über Jahrzehnte Land und Immobilien 
abgestossen hat, kann sie nun eine Kursänderung bewirken. Am Schluss soll 
Binningen eine in jeder Hinsicht positive Bilanz aufweisen können.

Debatte im Einwohnerrat
Der Einwohnerrat hat das Geschäft Nr. 25 «Quartierplan Spiesshöfli und Volks-
initiative Birsigpark» anlässlich der Sitzung vom 4. November 2024 beraten. Die 
Argumente für und gegen die Zustimmung der Volksinitiative können aus der Ge-
schäftsberatung wie folgt zusammengefasst werden:

Pro
	– Schaffung einer Grünfläche für Erholung in der ansonsten dicht bebauten 

Talsohle von Binningen.

	– Förderung des Klimaschutzes durch Entsiegelung von Flächen und Begrü-
nung. 

	– Der Birsigpark könnte sich zu einer Ergänzung des Schlossparks entwickeln, 
ähnlich wie dieser ein wichtiges Naherholungsgebiet für die Bevölkerung 
wurde.

	– Es bietet für die Gemeinde die Möglichkeit, langfristig einen zentralen und 
wichtigen Grünraum zu sichern und Land zu erwerben.

	– Beitrag zur Lebensqualität und zur Attraktivität Binningens für die Bevölke-
rung.

	– Entgegenwirken der Tendenz zur zunehmenden Verdichtung und Versiege-
lung der Gemeinde. Bevölkerungswachstum bereitet zusätzlichen Druck auf 
die bereits ausgelastete Infrastruktur und verursacht Folgekosten.
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Contra
	– Die geschätzten Kosten für die Entschädigung der betroffenen Grundeigen-

tümerinnen und Grundeigentümer, die Realisierung des Parks und die lang-
fristigen Unterhaltskosten für die Grünfläche belasten die Gemeindefinan-
zen erheblich.

	– Das Wohnbauprojekt Spiesshöfli würde dringend benötigten Wohnraum 
schaffen, für den Mittelstand und mit zehn Prozent Kostenmiete auch für 
finanziell nicht so gut gestellte Personen. Der neue Aussenraum soll eben-
falls für die Allgemeinheit nutzbar sein mit Spielplatz und Zugang zum Bir-
sig.

	– Zweifel an der Erholungseignung des Parks, da die Fläche an einer lärm-
intensiven Strasse mit Tramlinie liegt. Alternative Grünflächen wie das 
Bruderholz oder der Allschwiler Wald sind gut erreichbar und bieten besse-
re Erholung.

	– Fehlende Klarheit über die genauen Kosten und die praktische Umsetzung 
der Initiative.

	– Verzögerung oder Blockade des geplanten Quartierplans Spiesshöfli.
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Resultate Abstimmung Einwohnerrat
Der Einwohnerrat hat an seiner Sitzung vom 4. November 2024 die nichtformulier-
te «Initiative für einen Birsigpark» für gültig erklärt und diese mit 24:13 Stimmen 
(bei einer Enthaltung) angenommen (Beschluss Nr. 3 zu Traktandum 4, Geschäft 
Nr. 25). 

Gegen diesen Beschluss wurde das Behördenreferendum ergriffen. Mit 16 JA und 
22 NEIN (keine Enthaltung) wurde die Zustimmung von mindestens einem Drittel 
der anwesenden Mitglieder des Einwohnerrates erreicht. Deshalb wird die nicht-
formulierte «Initiative für einen Birsigpark» der Urnenabstimmung unterstellt.

Ausführliches Einwohnerratsprotokoll vom 
4. November 2024 unter:
www.binningen.ch/ER_20241104
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Stellungnahme zum Behördenreferendum
(Stellungnahme der Unterstützerinnen und Unterstützer des Behördenreferendums im 
Einwohnerrat)

Qualitativer Wohnraum für Binningen
Freier, qualitativ hochwertiger Wohnraum ist in Binningen Mangelware. Das vor-
liegende Projekt auf dem Spiesshöfli-Areal schafft genau solchen Wohnraum. Das 
Bauprojekt der BLT, des Kantons Basel-Landschaft und der Albert Lück Stiftung 
sieht den Bau von 90 Wohnungen vor. Damit werden die 78 Wohnungen, die durch 
den Doppelspurausbau weggefallen sind, kompensiert. Zudem hat sich die Ge-
meinde dafür eingesetzt, dass mindestens zehn Prozent der neuen Wohnungen 
zur Kostenmiete angeboten werden, was einen Beitrag zur Bekämpfung des Man-
gels an preisgünstigem Wohnraum leistet.
Die Wohnungen am Spiesshöfli sind optimal an den öffentlichen Verkehr ange-
bunden. Die nächstgelegene Tramhaltestelle ist zu Fuss leicht erreichbar. 

Vorbildliches Bauprojekt für nachhaltiges Bauen
Das Projekt würde eine Vorreiterrolle einnehmen, indem es zeigt, wie umwelt-
freundlich und grün gebaut werden kann. Die Neubauten werden nach dem Stan-
dard «Nachhaltiges Bauen Schweiz (SNBS Gold)» zertifiziert. Das Projekt legt 
Wert auf eine hohe Wohnqualität, indem es die Gebäude harmonisch in den Frei-
raum integriert und eine klare Struktur zwischen Strasse und Grünraum schafft. 
Die Aussenräume werden mit Massnahmen zur Hitzeminderung gestaltet, wie 
z.B. durch Versickerungsflächen, Baumpflanzungen und Dachbegrünungen. Zu-
dem fördert das Projekt die Biodiversität durch die Verwendung einheimischer 
Pflanzenarten, die Gestaltung von naturnahen Aussenräumen sowie die geplante 
Birsig-Revitalisierung.

Enorme Kosten und Enteignungen für den Birsigpark
Ein Park mag auf den ersten Blick attraktiv klingen, würde die Gemeinde jedoch 
bis zu 20 Millionen Schweizer Franken kosten. Dieses Geld müsste für die Enteig-
nung und Entschädigung der Eigentümer aufgebracht werden. In einer Gemeinde, 
die stark von liberalen Werten geprägt ist, ist ein solches Vorgehen schwer zu 
legitimieren. 
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Die Realisierung eines Parks würde für die Gemeinde hohe Folgekosten verur-
sachen. Neben den zweistelligen Millionenbeträgen für den Erwerb des Areals 
würden Planungs-, Bau- sowie jährliche Unterhaltskosten anfallen. Der Gemeinde 
würden zudem die Infrastrukturkostenbeiträge entgehen, die durch eine Arealent-
wicklung mit Wohnungsbau generiert werden könnten. 

Unattraktive Lage für einen neuen Park
Der Standort ist für einen Park ungeeignet, da er sich direkt neben einem Tram-
gleis und an einer stark befahrenen Hauptverkehrsstrasse befindet. Das Areal 
liegt zudem in der Nähe anderer Grünflächen wie dem Schlosspark, dem Naherho-
lungsgebiet Bruderholz und öffentlichen Freiflächen im Spiegelfeld. Darüber hin-
aus ist eine Erweiterung des Zoos mit neuen öffentlichen Flächen in der Schutz-
matte geplant. Es gibt somit in der Nähe bereits genügend Grün- und Freiräume. 
In naher Zukunft kann analysiert werden, ob und wie diese Grün- und Freiräume 
aufgewertet werden können, um den Bedürfnissen der Bevölkerung noch besser 
zu entsprechen.
Es ist nicht garantiert, dass ein Park nach Annahme der Initiative schnell realisiert 
werden kann, da das Verfahren mit diversen Unsicherheiten verbunden ist. Es 
könnte Jahre dauern, bis eine entsprechende Nutzungsplanung umgesetzt und ein 
Enteignungsverfahren abgeschlossen wäre. In der Zwischenzeit läge das Areal 
brach.

Fazit
Zusammenfassend spielt das Wohnbauprojekt auf dem Spiesshöfli-Areal eine 
wichtige Rolle für die nachhaltige Innenentwicklung und sinnvolle Verdichtung 
von Binningen. Es bietet nicht nur dringend benötigten Wohnraum, sondern 
schafft auch öffentlich zugängliche attraktive Aussenräume und trägt zur nach-
haltigen Entwicklung der Gemeinde bei.
Die Initiative würde zu einer millionenteuren Enteignung führen, für eine kleine 
Grünfläche an einem ungeeigneten Ort. 
Mit dem Behördenreferendum erhalten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
die Möglichkeit, über die Zukunft des Areals und die sinnvolle Nutzung der Ge-
meinderessourcen zu entscheiden.
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Stellungnahme des Gemeinderats
Die nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark» möchte das gesamte 
Spiesshöfli-Areal als Zone für öffentliche Werke und Anlagen (OeWA) mit 
der Zweckbestimmung «Parkanlage/Grünanlage ohne Hochbauten» umzo-
nen. Der Gemeinderat lehnt die Initiative ab und empfiehlt den Stimmbe-
rechtigten, ebenfalls Nein zu stimmen. Die Gründe hierfür sind vielschichtig 
und stützen sich auf eine fundierte Abwägung von Interessen.

Bedarf an Wohnraum und Siedlungsentwicklung
Das Areal Spiesshöfli ist prädestiniert für eine innenentwicklungsorientierte 
Wohnüberbauung. Der Abbruch von 78 Wohneinheiten durch den Doppelspuraus-
bau hat die Nachfrage nach neuem Wohnraum weiter erhöht. Eine Umsetzung des 
Quartierplans würde 91 neue Wohnungen verschiedener Grössen schaffen, dar-
unter auch zehn Prozent kostengünstige Wohnungen im Kostenmietmodell. Dies 
entspricht den Bedürfnissen der Gemeinde Binningen und den Zielen des kanto-
nalen Richtplanes, der das Gebiet Spiesshöfli als sehr gut erschlossenes Entwick-
lungsgebiet und somit als geeigneten Standort für eine verdichtete Wohn-, Ge-
schäfts- und Zentrumsnutzung definiert. So sollen vor allem die Nutzungsdichte 
erhöht und zusätzliche Wohneinheiten, zusätzlicher Raum für neue Arbeitsplätze 
und Versorgungsmöglichkeiten geschaffen werden.

Urbane Qualität und Grünflächen
Der überarbeitete Quartierplan berücksichtigt die Kritik aus der Mitwirkungspha-
se und hat die Bauvolumen redimensioniert. Dabei wurden zusätzliche Freiräume 
und eine attraktive Gestaltung des Birsig-Flussraumes geschaffen. Die geplante 
Renaturierung des Birsig bietet eine hochwertige, öffentlich zugängliche Grün-
fläche, die sowohl ökologisch als auch sozial wertvoll ist.

Ungeeignetheit des Standortes für eine Parkanlage
Die Nähe zu einer Hauptverkehrsstrasse und einem Tramtrassee machen das Are-
al für eine Parkanlage ungeeignet. Zudem liegt der Schlosspark, ein bedeutendes 
Naherholungsgebiet, in unmittelbarer Nähe. Bestehende und geplante Grünflä-
chen wie das Bruderholz und die Schutzmatte ergänzen das Angebot.

Nichtformulierte «Initiative für einen Birsigpark»� 17



Finanzielle Belastungen
Die Umsetzung der Initiative würde immense Kosten für Enteignungen und die Er-
richtung sowie den Unterhalt der Parkanlage verursachen. Es ist mit zweistelligen 
Millionenbeträgen zu rechnen, was die finanzielle Planung der Gemeinde erheb-
lich beeinträchtigen würde. Zudem würden der Gemeinde potentielle Steuerein-
nahmen entgehen. Im Gegensatz dazu löst der Quartierplan Spiesshöfli mit einer 
Wohnüberbauung keine zusätzlichen Infrastrukturkosten aus, sondern generiert 
über Planungsmehrwerte substanzielle Beiträge für den kommunalen Infrastruk-
turfonds.

Langwierige Verfahren und Verzögerungen
Selbst bei Annahme der Initiative wären langjährige Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren nötig, bevor mit der Umsetzung begonnen werden könnte. In die-
ser Zeit bliebe das Areal ungenutzt, was sowohl wirtschaftlich als auch städte-
baulich nachteilig ist.

Alternative Nutzungsmöglichkeiten
Für den Fall, dass weitere Grünflächen gewünscht sind, bietet sich das Werk-
hofareal an der Parkstrasse an. Dieses befindet sich im Eigentum der Gemeinde, 
sodass zumindest keine hohen Enteignungskosten entstehen würden. 

Fazit des Gemeinderates
Die Initiative steht den raumplanerischen Zielen der Innenentwicklung und den 
gesellschaftlichen und sozialen Bedürfnissen nach mehr Wohnraum entgegen. 
Der Gemeinderat ist überzeugt, dass der überarbeitete Quartierplan eine aus-
gewogene Lösung darstellt, die den Anforderungen an eine nachhaltige Sied-
lungsentwicklung und ökologische Aufwertung gerecht wird. Der Gemeinderat 
empfiehlt daher den Stimmberechtigten, die nichtformulierte «Initiative für einen 
Birsigpark» abzulehnen.
Diese Ablehnung eröffnet den Weg für eine zukunftsweisende Arealentwicklung, 
die den sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Bedürfnissen der Gemeinde 
gerecht wird.

Der Gemeinderat
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Initiativtext
Die nichtformulierte Initiative hat folgenden Wortlaut:

«Es wird:
	– eine neue Teilzone «Birsigpark» erlassen, welche mindestens die rechts des 

Birsig liegenden Parzellen (1501, 1506 bis 1513, 2113, 2114) auf dem Gebiet 
Spiesshöfli und allenfalls weiterer, angrenzender Parzellen, umfasst; 

	– die Teilzonenvorschrift erlassen für die OeW Zone «Birsigpark» zur Schaffung 
und Erhaltung einer öffentlichen, für jedermann zugänglichen Parkanlage ohne 
Hochbauten, mit dem Charakter eines stark begrünten Erholungsgebiets; 

	– die Entschädigung der bisherigen Eigentümer, beim Erwerb dieser Parzellen 
durch die Gemeinde, wird von den geltenden Regelungen bestimmt.

	– Übergangsbestimmungen: Mit dieser Initiative in Widerspruch stehende Ord-
nungen, Reglemente, Zonen und Vorschriften der Gemeinde Binningen werden 
auf das Datum der Feststellung des Zustandekommens dieser Initiative auf-
gehoben.»
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Wahllokal
Standort
Gemeindeverwaltung, Curt Goetz-Strasse 1

Öffnungszeiten
Sonntag, 18. Mai 2025, 9.00 bis 11.00 Uhr

Impressum
Herausgegeben von der Gemeinde Binningen
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Situationsplan S. 7: Amtliche Vermessung,
Planbearbeitung Salathé Architekten Basel
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